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I. Anlass und Inhalt der Vereinbarung 

 

1. Zwischen dem Bund, den Ländern, dem Österreichischen Gemeindebund und dem 

Österreichischen Städtebund besteht Einvernehmen darüber, Regelungen über die Führung 

ihrer Haushalte im Hinblick auf die gemeinschaftsrechtlichen Regeln über die 

Haushaltsdisziplin der Mitglieder zu koordinieren. Bereits in der Vereinbarung zwischen dem 

Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen 

künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, die der Oö. Landtag am 2. Juli 1998 

(Beilage 269/1998, Kundmachung LGBl. Nr. 1/1999) genehmigt hat, verpflichteten sich die 

Vertragsparteien, unverzüglich nach der Einigung über die gemeinschaftsrechtlichen 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der Verstärkung der Haushaltsdisziplin der 

Mitgliedstaaten gemäß Artikel 103 und Artikel 104c EG-Vertrag und spätestens bis 

31. Dezember 1998 gemäß dem Bundesverfassungsgesetz über Ermächtigungen des 

österreichischen Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes, BGBl. I 

Nr. 61/1998, eine Vereinbarung betreffend einen "Österreichischen Stabilitätspakt" zu 

schließen. In der Vereinbarung über den Konsultationsmechanismus wurde festgelegt, dass 

in die Vereinbarung über den Stabilitätspakt auch einvernehmlich die Schaffung einer 

bundesverfassungsgesetzlichen Regelung über eine Aufteilung der Lasten auf Bund, Länder 

und Gemeinden aufgenommen wird, die aus allfälligen Sanktionen gegen Österreich im Sinn 

des Artikel 104c Abs. 9 bis 11 EG-Vertrag resultieren. 

 

 Dem entsprechend wurde im Jahr 1998 der Österreichische Stabilitätspakt (LGBl. 

Nr. 55/1999) abgeschlossen, welcher jeweils zeitlich befristet durch den Österreichischen 

Stabilitätspakt 2001 (LGBl. Nr. 21/2002), den Österreichischen Stabilitätspakt 2005 (LGBl. 

Nr. 23/2006), den Österreichischen Stabilitätspakt 2008 (LGBl. Nr. 106/2008) und zuletzt 

durch den Österreichischen Stabilitätspakt 2011 (LGBl. Nr. 110/2011) ersetzt wurde. 
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 Der Österreichische Stabilitätspakt 2011 ist rückwirkend mit 1.1.2011 in Kraft getreten und 

hat eine Reihe an Neuerungen gebracht: ambitionierte, realistische Stabilitätsbeiträge von 

Bund, Ländern und Gemeinden, Verschärfungen der Sanktionen bei Zielverfehlung, 

Verbesserungen der Haushaltskoordinierung und mittelfristigen Ausrichtung der 

Haushaltsführung, die Festlegung von autonomen Haftungsobergrenzen für Bund, Länder 

und Gemeinden, erhöhte Transparenz und eine "Rendez-vous-Klausel" bei Änderung von 

EU-rechtlichen Vorgaben (Verhandlungen zur Anpassung). 

 

 Auf Grund der europäischen Entwicklungen im Zusammenhang mit einer verstärkten 

wirtschaftlichen Governance der EU-Mitgliedstaaten (so genanntes "Sixpack" und "Two-

Pack" sowie Fiskalpakt) ergab sich bereits 2012 die Notwendigkeit, Verhandlungen zur 

Anpassung des Österreichischen Stabilitätspakts, der bis 2014 abgeschlossen wurde, an 

neue EU-rechtliche Vorgaben zu führen. Diese europarechtlichen Vorgaben, die mit den 

Ländern und Gemeinden am 29.11.2011 in Salzburg vereinbarte gesamtstaatliche 

Budgetkonsolidierung sowie das Stabilitätspaket als gesamtstaatliche Kraftanstrengung für 

Reformen und stabile Finanzen bilden die Grundlagen für einen neuen Österreichischen 

Stabilitätspakt. Durch strengere Ziele als bisher wird dabei die Umsetzung des neuen 

Konsolidierungspfades und damit die Erreichung eines strukturell ausgeglichenen 

Haushaltes für ganz Österreich ab 2017 sichergestellt.  

 

 Der Österreichische Stabilitätspakt ist insbesondere auch Anker für die Umsetzung einer 

Schuldenbremse für Bund, Länder und Gemeinden. Die Bundesregierung strebt nach wie 

vor an, eine gesamtstaatliche Schuldenbremse unter Einbeziehung nicht nur des Bundes, 

sondern auch der Länder und Gemeinden zu verankern. Mit den Ländern und Gemeinden 

wurde am 29.11.2011 in Salzburg vereinbart: 

- Länder und Gemeinden wirken an einer Schuldenbremse mit, um damit einen Beitrag 

zur Erfüllung der Vorgaben des Rechtes der Europäischen Union zu erbringen. 

- Das gesamtstaatliche strukturelle Defizit soll den Wert von 0,45 % des nominellen 

Bruttoinlandsproduktes (BIP) nicht übersteigen. 

- Dem Grundsatz eines ausgeglichenen Haushalts ist für Länder und Gemeinden 

entsprochen, wenn der Anteil von Ländern und Gemeinden am strukturellen Defizit 

insgesamt 0,1 % des nominellen BIP nicht übersteigt. 

- Kontrollkonten werden für jedes Land und landesweise für die Gemeinden geführt, 

wobei der Schwellenwert für die Kontrollkonten der Länder und Gemeinden in den 

abschließenden Gesprächen am 2. Mai 2012 mit insgesamt 0,367 % des nominellen BIP 

festgelegt wurde. 

- Die Operationalisierung der neuen Fiskalregel wird im Österreichischen Stabilitätspakt 

(ÖStP) erfolgen. 

 

In Zukunft wird auf Grund der EU-rechtlichen Vorgaben nicht mehr allein das Maastricht 

Defizit, sondern zusätzlich das strukturelle Defizit im Vordergrund stehen. Auch die 

Rückführung der Schulden und die Ausgabenentwicklung werden stärker als bisher 

beachtet.  
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Diese und weitere Details, welche Schulden- und Ausgabenbremse auch praxisgerecht 

operational machen, werden in einem neuen Österreichischen Stabilitätspakt (ÖStP 2012) 

vereinbart. Zudem erfordern die unbefristete Geltung des Fiskalpaktes und der EU-

rechtlichen Vorgaben einen mehrjährigen Finanzplanungshorizont und eine dauerhafte 

Umsetzung. 

 

2. Die vorliegende Vereinbarung wurde gemäß Art. 56 Abs. 3 Oö. L-VG für das Land 

Oberösterreich vom Landeshauptmann unterzeichnet. 

 

3. Die Erläuterungen zur Vereinbarung sind aus der Subbeilage 2 ersichtlich. 

 

 

II. Finanzielle Auswirkungen auf die Gebietskörperschaften 

 

Generell wird die Vereinbarung durch die geregelten Stabilitätsverpflichtungen einen wichtigen 

Beitrag zur Erreichung dauerhaft stabiler und gesunder öffentlicher Finanzen der österreichischen 

öffentlichen Haushalte und damit zur Kosteneinsparung leisten. 

Im Übrigen werden bei vereinbarungsgemäßer Umsetzung durch den Österreichischen 

Stabilitätspakt 2012 keine quantifizierbaren Kosten verursacht. Bei Nichteinhaltung der 

vereinbarten Verpflichtungen treten die in der Vereinbarung näher geregelten Kostenfolgen ein. 

 

 

III. Finanzielle Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger und auf Unternehmen 

 

Die in dieser Vereinbarung enthaltenen Regelungen bringen keinerlei finanzielle Belastungen für 

die Bürgerinnen und Bürger im Allgemeinen und für Wirtschaftstreibende im Besonderen mit sich.  

 

 

IV. Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union 

 

Mit dem Österreichischen Stabilitätspakt 2012 werden folgende unionsrechtlichen Vorschriften 

umgesetzt: 

- Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung; 

- Verordnung (EU) Nr. 1173/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. November 2011 über die wirksame Durchsetzung der haushaltspolitischen Überwachung 

im Euro-Währungsgebiet (vgl. 1725 BlgNR XXIV. GP); 

- Verordnung (EU) Nr. 1174/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. November 2011 über Durchsetzungsmaßnahmen zur Korrektur übermäßiger 

makroökonomischer Ungleichgewichte im Euro-Währungsgebiet; 

- Verordnung (EU) Nr. 1175/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. November 2011 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates über den 
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Ausbau der haushaltspolitischen Überwachung und der Überwachung und Koordinierung der 

Wirtschaftspolitiken; 

- Verordnung (EU) Nr. 1176/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. November 2011 über die Vermeidung und Korrektur makroökonomischer 

Ungleichgewichte; 

- Verordnung (EU) Nr. 1177/2011 des Rates vom 8. November 2011 zur Änderung der 

Verordnung (EG) Nr. 1467/97 über die Beschleunigung und Klärung des Verfahrens bei einem 

übermäßigen Defizit; 

- Richtlinie 2011/85/EU des Rates vom 8. November 2011 über die Anforderungen an die 

haushaltspolitischen Rahmen der Mitgliedstaaten und der Verordnung des Europäischen 

Parlaments und des Rates über gemeinsame Bestimmungen für die Überwachung und 

Bewertung der Übersichten über die gesamtstaatliche Haushaltsplanung und für die 

Gewährleistung der Korrektur übermäßiger Defizite der Mitgliedstaaten; 

- Soweit zum Unterfertigungszeitpunkt 9. Mai 2012 bereits bekannt, jene Vorgaben der 

"Verordnung über den Ausbau der wirtschafts- und haushaltspolitischen Überwachung von 

Mitgliedstaaten, die von gravierenden Schwierigkeiten in Bezug auf ihre finanzielle Stabilität im 

Euro-Währungsgebiet betroffen oder bedroht sind" (Teil des sog. "Two-Pack" der 

Europäischen Union, Vorlage der Europäischen Kommission am 23.11.2011 (KOM[2011] 819 

und 821); Einigung der Mitgliedstaaten im EcoFin Rat am 21. Februar 2012 auf eine 

allgemeine Ausrichtung des Rates (dok 6565/12 und 6566/12); das Trilogverfahren ist noch 

nicht abgeschlossen). 

 

V. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf 

Frauen und Männer 

 

Die in dieser Vereinbarung enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich - weder direkt noch 

indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, 

insbesondere auf Frauen und Männer. 

 

 

VI. Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit 

 

Die in dieser Vereinbarung enthaltenen Regelungen weisen keinerlei umweltpolitische Relevanz 

auf. 
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VII. Genehmigungspflicht 

 

Für den Abschluss der Vereinbarung wurde mit dem Bundesverfassungsgesetz über die 

Ermächtigungen des Österreichischen Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes, 

BGBl. I Nr. 61/1998, eine besondere bundesverfassungsgesetzliche Grundlage geschaffen, weil 

neben dem Bund und den Ländern auch die Gemeinden, vertreten durch den Österreichischen 

Gemeindebund und den Österreichischen Städtebund, als Vertragspartner auftreten. Einige 

Bestimmungen des Österreichischen Stabilitätspakts 2012 stützen sich aber auch auf Art. 15a 

Abs. 1 B-VG. 

 

Da die Vereinbarung auch auf eine Bindung des Oberösterreichischen Landtags im Bereich der 

Landesverfassungsgesetzgebung gerichtet ist (vgl. Art. 55 Oö. L-VG), ist sie gemäß Art. 56 Abs. 4 

Oö. L-VG dem Landtag zur Genehmigung vorzulegen. Die Genehmigung im Landtag kann - 

abweichend vom Art. 56 Abs. 4 letzter Satz Oö. L-VG - mit einfacher Mehrheit erfolgen (Art. 2 

Abs. 1 Z 3 des Bundesverfassungsgesetzes über Ermächtigungen des Österreichischen 

Gemeindebundes und des Österreichischen Städtebundes, BGBl. I Nr. 61/1998). 

 

 

Der Finanzausschuss beantragt, der Oberösterreichische Landtag möge den Abschluss der 

aus der Subbeilage 1 ersichtlichen Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund, 

den Ländern und den Gemeinden über einen Österreichischen Stabilitätspakt 2012 - ÖStP 

2012 gemäß Art. 56 Abs. 4 Oö. L-VG mit der aus der Subbeilage 2 ersichtlichen Begründung 

genehmigen. 

 

2 Subbeilagen 

 

Linz, am 21. Juni 2012 

 

Mag. Strugl Frauscher 

Obmann Berichterstatter 

 


